
Örtliche Bauvorschrift der Stadt Dannenberg (Elbe)
zur Gestaltung des Stadtbildes der Innenstadt

und zur Regelung der Außenwerbung
(Gestaltungssatzung)

Rechtsstand der Ursprungssatzung vom 17.12.1990 in der Fassung der 2.
Änderungssatzung vom 26.02.1998.

§ 1
Allgemeines

Baumaßnahmen im Geltungsbereich dieser Satzung dürfen nur nach Maßgabe der
Anforderungen dieser örtlichen Bauvorschrift durchgeführt werden, damit das historisch
gewachsene Stadtbild der Innenstadt von Dannenberg (Elbe) im Rahmen von
Stadtgrundriß und Stadtsilhouette als baugeschichtliches Dokument weitgehend
erhalten bleibt. Insbesondere Neubauten haben sich in Material, Maßstab und
Gliederung sowie Dimension und Proportion in den historischen Baubestand
einzufügen.

Instandsetzungs- bzw. Instandhaltungsarbeiten an einzelnen Bauteilen sind von dieser
Regelung nicht betroffen, soweit diese Bauteile nicht vollständig ersetzt werden.

Bei Maßnahmen an denkmalgeschützten Einzelgebäuden und Gruppen baulicher
Anlagen gem. § 3 Abs. 2 und 3 NDSchG im Geltungsbereich dieser Satzung ist immer
das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz (NDSchG) in seiner gültigen Fassung
vorrangig und maßgebend.

Die Baudenkmale (Einzelobjekte und Gruppen baulicher Anlagen) sind in dem als
Anlage zu dieser Satzung beigefügten Plan 2 dargestellt.

Begründung:



§ 2
Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Örtlichen Bauvorschrift der Stadt Dannenberg (Elbe) zur
Gestaltung des Stadtbildes der Innenstadt und zur Regelung der Außenwerbung
(Baugestaltungssatzung) ist in dem anliegenden Plan 1, der Bestandteil der Satzung
ist, festgesetzt.



§ 3
Baukörper

1. Bei allen baulichen Maßnahmen an Hauptgebäuden und bei Neu- und
Wiederaufbauten von Hauptgebäuden sind die bestehenden Parzellenbreiten
beizubehalten (vgl. § 3 Abs. 3).

2. Maßgebend für die Breite des betreffenden Flurstückes ist der Katasterplan von
April 1986, der Bestandteil dieser Satzung ist (Plan 3).

3. Sollen mehrere nebeneinander liegende Grundstücke zusammenhängend
bebaut werden, sind die Neubauten durch Bildung von Fassadenabschnitten
über alle Geschosse zu gliedern. Die Fassadenabschnitte müssen den
bestehenden Parzellenbreiten entsprechen (vgl. § 3 Abs. 2). Bei einer
Grundstücksbreite über 15 m sind mindestens 2 Fassadenabschnitte zu bilden.

4. Die Gliederung ist durch unterschiedliche Gestaltung der Fassadenabschnitte in
Material oder Farbe oder durch Kombination von beiden vorzunehmen.
Die Fassadenabschnitte müssen zusätzlich um mindestens 24 cm vor- oder 
zurückspringen.

5. Neubauten sind zur Straße giebelständig zu erstellen. Bei Ersatzbauten kann die
ehemalige Giebelstellung wieder aufgenommen werden. Bei
zusammenhängender Bauweise gem. § 3 (3) ist über jedem Fassadenabschnitt
ein Giebeldach zu errichten. Ausnahmsweise kann traufständige Bauweise
zugelassen werden, wenn die Parzellen breiter als 15,0 m sind. Dabei ist jeder
Fassadenabschnitt durch ein Zwerchhaus entsprechend § 8 (4.1) zu gliedern.

In Verbindung mit dem Neubau der Kreissparkassenhauptgeschäftsstelle in
Dannenberg (Elbe) im Bereich Mühlentor ist zur einheitlichen Durchführung des hierfür
in einem städtebaulichen Wettbewerb ermittelten städtebaulichen Entwurfs, der
Geltungsbereich der Baugestaltungssatzung dahingehend zu ändern, diesen Bereich
aus dem Geltungsbereich der Baugestaltungssatzung auszugliedern. Das einheitliche
Bild des Straßenzuges und die raumbildende Kante wird durch die Erhaltung des zum
Mühlentor hin vorhandenen Altbaubestandes gewährleistet.



6. Vorhandene Traufgänge (Stegel) sind freizuhalten und dürfen nicht überbaut
werden. Zurückgesetzte Verbretterungen aus Holz (mind. 0,24 m, Höhe max. 4,0
m) sind als Stegelabschluß zulässig.
Ausnahmsweise kann der Traufgang überbaut werden, wenn dies nach
städtebaulichem Planungsrecht zulässig ist und die Fassadenansicht auch im
Zusammenhang mit den Nachbargebäuden nicht beeinträchtigt wird.

7. Erkerartige Anbauten (Utluchten) dürfen bei Umbauten nicht entfernt werden und
sind bei Wiederaufbauten zu rekonstruieren.



§ 4
Gebäudehöhen

1. Die äußere Schnittlinie von Außenwand und Dachhaut an der Traufe (Traufhöhe)
darf bei Gebäuden, die nach städtebaulichem Planungsrecht höchstens ein
Vollgeschoß haben dürfen, die Höhe von 4,00 m über Bezugsebene (vgl. § 4
Abs. 3) nicht überschreiten.
Für maximal zwei weitere nach städtebaulichem Planungsrecht zulässige
Vollgeschosse darf diese Höhe um jeweils maximal 3,50 m überschritten werden.

2. Neubauten dürfen in ihrer Firsthöhe die angrenzenden Nachbargebäude nicht
wesentlich überragen und unterschreiten (+/- 0,5 m). Grenzen unterschiedlich
hohe Nachbargebäude an den Neubau, darf der First des höheren Gebäudes
nicht wesentlich überragt und unterschritten werden (+/- 0,5 m).
Vordergebäude dürfen nicht von Hinter- oder Nebengebäuden überragt werden.

3. Bezugsebene für die Traufhöhe ist die Oberkante der zur Erschließung des
einzelnen Grundstücks notwendigen angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche
an ihrem höchsten Punkt, gemessen auf der Straßengrenze des Grundstücks.

4. Bei über der öffentlichen Verkehrsfläche liegenden Erdgeschoßfußböden ist die
Bezugsebene deren Oberkante (OKFF). Die Traufhöhe von 11,0 m, gemessen
gemäß § 4.3, darf nicht überschritten werden.



§ 5
Außenwände

1. Fachwerkbauten sind alle Gebäude, die in ihren wesentlichen konstruktiven
Elementen in Holzfachwerk ausgeführt sind oder waren. Maßgebend ist die
Anlage "Plan 4", die Bestandteil dieser Satzung ist.

1.1 Fachwerkfassaden, die von öffentlichen oder allgemein zugänglichen 
Verkehrsflächen aus eingesehen werden können, sind bei beabsichtigten 
Baumaßnahmen an den Fassaden zu erhalten und gegebenenfalls zu erneuern.

Schadhafte Holzbauteile dürfen nur durch die gleiche Holzart ersetzt werden.
          Grundschwellen sind nur aus Eichenholz herzustellen.



1.2 Das Entfernen konstruktiver Elemente des Holzfachwerks der von öffentlichen
oder allgemein zugänglichen Verkehrsflächen aus einzusehenden Fassaden ist
unzulässig (Abweichungen gem. § 6.1.8 Abs. 3).
Alle Elemente der Tragkonstruktion sind wieder einzubauen, auch wenn sie bei
früheren Umbauten bereits entfernt wurden.
Ausnahmsweise kann auf den Einbau von Streben und Riegeln verzichtet
werden, wenn die Nutzung dies erfordert.

1.3 Für Fachwerkhölzer gelten folgende Mindeststärken, wobei die erstgenannte
Zahl jeweils die Ansichtsbreite angibt:

Rähme und Riegel 14 x 14 cm,
Schwellen, Ständer und Streben 16 x 14 cm.



1.4 Ständerabstände dürfen im Lichten nicht breiter als 1,20 m sein.

1.5 Geschlossene Gefache sind in sichtbarem roten (z. B. RAL 2001, RAL 3016) bis
rotbraunen (z. B. RAL 8004) Mauerwerk herzustellen oder bündig zu verputzen.

Die Verwendung von genarbten, glasierten oder besandeten Steinen sowie von
Dünnformat und 1 1/2 Normalformat und höher ist unzulässig.

Hochgebrannte Klinkersteine mit teilweise glänzender Oberfläche sind zulässig,
sofern sie rot und nicht genarbt sind.

Es ist ein atmungsfähiger Putz ohne Lehren aufzutragen und freihändig ohne
Kellenstruktur zu verreiben.

Bei alten Ausfachungen und instandgesetzten Ausfachungen mit alten Steinen ist
das Rappen, d. h. das Überschlemmen der Steine, zulässig.



.



1.6 Bei Fachwerkfassaden müssen Ständer die Fenster voneinander trennen.

1.7 Fachwerkhölzer dürfen nicht überputzt, überschlemmt oder verkleidet werden.
Diese Hölzer sind bei Instandsetzungen und Sanierungen bzw. Umbauten
freizulegen. Dementsprechend sind vollständig überputzte, überschlemmte oder
verkleidete Fassaden freizulegen, soweit ganze Fassadenabschnitte von der
Baumaßnahme betroffen sind.

Bauhistorisch wertvolle Verkleidungen sind ausnahmsweise beizubehalten.

1.8 Verputzte Gefachfelder sind mit einem deckenden atmungsaktiven Farbanstrich 
zu versehen.
Das Holzfachwerk ist zu streichen, der Farbton darf nicht heller als die
Ausfachung gemischt werden. Die Verwendung glänzender und greller Farben ist
unzulässig.



1.9 Gealtertes Eichenfachwerk kann ausnahmsweise natürlich belassen oder farblos
behandelt werden, wenn ein positives in das Stadtbild passendes
Gesamtfarbkonzept für die Fassade nachgewiesen wird.

2. Mauerwerksbauten

2.1 Bei der Herstellung oder Erneuerung von Sichtmauerwerk sind rote (z. B. RAL
2001, RAL 3016) bis rotbraune (z. B. RAL 8004) Mauerziegel zu verwenden,
deren Oberfläche nicht genarbt, glasiert oder besandet sein darf.
Die Verwendung von Dünnformat und 1 1/2 Normalformat und höher ist 
unzulässig.
Hochgebrannte Klinkersteine mit teilweise glänzender Oberfläche sind zulässig,
sofern sie rot und nicht genarbt sind.



2.2 Bauten aus anderem Mauerwerk als Sichtmauerwerk sind zu verputzen und mit
einem deckenden Farbanstrich zu versehen.

2.3 Vorgeblendetes Brettfachwerk und das Vortäuschen eines Fachwerkverbandes
durch mit Fassadenfarbe aufgemalte "Holzbauteile" sind unzulässig.

3. Die von öffentlich gewidmeten Verkehrsflächen, an denen das Gebäude steht,
aus einzusehenden Haustrennwände und Seitengiebel sind unbeschadet der
Regelungen in § 5 Abs. 1.6 und Abs. 2.1 zu verkleiden oder zu verputzen.

Als Verkleidungsmaterial sind nur kleinformatige, landschaftstypische Materialien,
z. B. Ton-Hohlpfannen, oder bei vorhandener Dachdeckung in diesem Material,
Biberschwänze und Holzschindeln zulässig. Andere Materialien wie Metall-,
Kunststoff- und Faserbetonabdeckungen sind unzulässig.

In Sichtmauerwerk ausgeführte und farblich abgestimmte Haustrennwände sind
hiervon ausgenommen.

4. Die sichtbaren Flächen ehemals umgebauter Erdgeschoßfassaden sind im
gleichen Material und dem gleichen Farbton wie die Obergeschosse zu gestalten
bzw. rückzubauen, soweit ganze Fassadenabschnitte von der Baumaßnahme
betroffen sind.



5. Die Breite aller lichten Öffnungen (Rohbaumaß) darf in der Gesamtheit
gemessen 4/5 der betreffenden Fassadenbreite des Erdgeschosses und 3/4 der
betreffenden Fassadenbreite der Obergeschosse nicht überschreiten.

6. Arkadengänge sind nur aus Gründen der Verkehrssicherung und -führung 
zulässig.

§ 6
Fenster

1. Fenster in Fachwerkfassaden, die von öffentlichen und allgemein zugänglichen
Verkehrsflächen aus einsehbar sind:

1.1 Fenster haben in Gliederung, Öffnungsart und Sprossenteilung dem Haustypus
zu entsprechen.



1.2 Bei Fachwerkgebäuden und -fassaden sind nur Holzfenster zulässig. Die
Fensterrahmen müssen bündig mit der Gebäudeaußenkante eingebaut werden.
Die Fenster müssen das Gefachfeld in der Breite voll ausfüllen und sind durch
Brüstungs- und Sturzriegel einzufassen. Es sind nur hochrechteckige bis
quadratische Fensterformate zulässig.

1.3 Fensterrahmen, Fensterflügel, Sprossen und die äußeren Bekleidungen sind
weiß zu streichen.
Die äußeren Bekleidungen sind ausnahmsweise auch farblich abgesetzt
zulässig, wenn ein positives in das Stadtbild passendes Gesamtfarbkonzept für
Fassade und Fenster nachgewiesen wird.

1.4 Fenster sind durch einen Kämpfer (waagerechtes Holz, Teil des Blendrahmens)
zu gliedern. Unterhalb des Kämpfers sind 2 Flügel, oberhalb des Kämpfers 2
Flügel, zumindest ein Flügel mit einer breiten senkrechten Sprosse und einer auf
dieser aufgesetzten Schlagleiste in der Breite der unteren Flügelhölzer,
anzuordnen.



Bei nach innen aufgehenden Fensterflügeln ist der Kämpfer außen mit einer
Profilleiste in Form eines Wasserschenkels zu versehen.
Zusätzlich sind in die unteren Fensterflügel waagerechte Sprossen einzubauen.
Es sind stehende Scheibenformate anzustreben.

1.5 Ausnahmsweise können bei niedrigen Raumhöhen bzw. niedrigen Fenstern auch
Fenster ohne Kämpfer zugelassen werden. Die Flügel sind dann durch 2
Sprossen zu gliedern.
Wenn ein Proportionsverhältnis der Glasscheiben von ca. 2:3 (Breite zu Höhe)
gewahrt ist, reicht eine Fenstergliederung durch eine Sprosse aus.



1.6 Zwischen oder auf Scheiben liegende Sprossen sind unzulässig. Sprossen sind
glasteilend in einer Ansichtsbreite von max. 40 mm herzustellen.

1.7 Ausnahmen von § 6 Abs. 1.4, Abs. 1.5 und Abs. 1.6 können zugelassen werden,
wenn das Fenster von untergeordneter Bedeutung für die gestalterische Aussage
des Gebäudes ist.

1.8 Bei Schaufenstern in Fachwerkgebäuden und in Fachwerkfassaden ist das
Anordnen von maximal 3 geöffneten, nebeneinanderliegenden Ständerfeldern
zulässig. Ausnahmsweise ist bei Gebäudeecken der Einbau eines Schaufensters
in einem Erdgefach im Erdgeschoß zulässig, wenn die Nutzung dies erfordert.
Auf § 5 Abs. 1.3 wird hingewiesen.

Ist ein hochrechteckiges Schaufensterformat sichergestellt, kann auch ein
Ständer der tragenden Fachwerkkonstruktion entfernt und ein Schaufenster bis
zu einer maximal zulässigen Breite von 2,56 m eingebaut werden.



1.9 Bei der Gliederung/Aufteilung von Oberlichten in Schaufenstern ist die übrige
Fassadengestaltung und -gliederung zu berücksichtigen. Es sind
hochrechteckige bis quadratische Fensterformate zulässig.

1.10 Mit Blendrahmen verglaste Ständerfelder von Fachwerkgebäuden und
Schaufenster in Fachwerkgebäuden gem. § 6 Abs. 1.8 sind durch Brüstungs- und
Sturzziegel einzufassen.
Geschlossene Brüstungen mit einer Mindesthöhe von 30 cm - gemessen
zwischen Oberkante Fußschwelle und Unterkante Brüstungsriegel - sind
vorzusehen.

Schaufensteranordnungen ohne Blendrahmen sind nur innerhalb der
bestehenden oder zurückzubauenden Gefache zulässig.

1.11 Schaufensterblendrahmen sind in Holz herzustellen und mit einem weißen
Anstrich zu versehen. Die äußeren Bekleidungen sind auch farblich abgesetzt
zulässig, wenn ein positives in das Stadtbild passendes Gesamtfarbkonzept für
die Fassade nachgewiesen wird.

1.12 Beim Umbau oder der Neueinrichtung von Ladengeschäften in
Fachwerkgebäuden dürfen die Schaufensterflächen bei Nachweis der
Notwendigkeit ausnahmsweise um mindestens 1,0 m hinter die Ständer der
Tragkonstruktion zurücktreten. Die Ständer dürfen nicht entfernt werden bzw.
sind gem. § 5.1.3 rückzubauen.



2. Fenster in Massivbauten

2.1 Bei massiven Gebäuden, wie z. B. Mauerwerksbauten, haben sich die
Fensteröffnungen an den benachbarten historischen Baubestand anzugleichen.
Es sind nur hochrechteckige oder quadratische Fensterformate zulässig, die
symmetrisch in der Fassade anzuordnen sind und in Holz ausgeführt sein sollen.

Metallisches Rahmenmaterial ist zulässig.

Ausnahmsweise ist Rahmenmaterial aus Kunststoff zulässig, wenn Rahmen und
Flügel flächenversetzt sind.

2.2 Hochrechteckige Fensterflächen sind durch ein echtes und profiliertes
Kämpferholz mit einer Ansichtsbreite von mindestens 8 cm oder einer Sprosse
mit gleicher Breite und Profilierung horizontal zu gliedern.
Bei allen Fenstern ist nur der Einbau einer mindestens 8 cm breiten und
profilierten senkrechten Sprosse, sofern eine Aufteilung durch Fensterflügel nicht
erfolgt, sowie horizontaler Sprossen, deren Abmessung 4 cm nicht überschreiten
darf, zulässig.

2.3 Das Reihen von Fenstern (drei und mehr) ist unzulässig. Pfeiler zur Unterteilung
von Fenstern sind in einer Mindestbreite von 36,5 cm herzustellen.

2.4 An von öffentlichen und allgemein zugänglichen Verkehrsflächen aus
einzusehenden Fassaden sind im Erdgeschoß nur hochrechteckige Schaufenster
mit einer maximalen Breite (einschließlich des Rahmenmaterials) von 2,40 m
zulässig. Gliedernde Pfeiler zur Unterteilung von Schaufenstern müssen in einer
Mindestbreite der Ansichtsfläche von 36,5 cm hergestellt werden. Die
Schaufensterscheiben müssen mindestens 5 cm hinter die Vorderkante von
Wandflächen, Pfeilern und Stützen zurücktreten.



3. Bei historischen Gebäuden mit Fenstern ohne Sprossen oder Fensteröffnungen
mit Rundbögen müssen Rahmen und ggf. Flügel die Formen der Stürze
aufnehmen. Die ursprüngliche historische Fensterteilung ist beizubehalten oder
wiederherzustellen.

4. Die Verwendung von Glasbausteinen, gewölbten Scheiben (Butzenscheiben) und
von farbigen Gläsern an von öffentlichen und allgemein zugänglichen
Verkehrsflächen aus einzusehenden Fassaden ist unzulässig.

5. Das Zumauern von Fensteröffnungen in von öffentlichen und allgemein
zugänglichen Verkehrsflächen aus einzusehenden Fassaden ist unzulässig.
Ausnahmsweise können Fensteröffnungen zugemauert werden, wenn dies aus
bauordnungsrechtlichen oder sicherheitstechnischen Gesichtspunkten notwendig
ist.

6. Der Einbau von Schaufenstern ist nur im Erdgeschoß zulässig.



§ 7
Hauseingänge

1. Hauseingangstüren in Fachwerkgebäuden und in Fachwerkfassaden müssen in
ihrer Gestaltung in die Fassade des betreffenden Gebäudes passen.

1.1 Einflügelige Türen dürfen das lichte Maß von 1,20 m nicht überschreiten und
müssen das Ständerfeld voll ausfüllen.



1.2 Zweiflügelige Türen dürfen im Lichten nicht breiter als 1,80 m sein.
Bei der Verwendung derartiger Türen muß die notwendige Vergrößerung des
betreffenden Feldes durch gleichteiliges Versetzen der Ständer der
Fachwerkkonstruktion nach rechts und links erreicht werden.

1.3 Haustüren sind maximal um die Stärke des Fachwerks zurückgesetzt in die
Fassade einzubauen. Es sind nur Holztüren zulässig. Vorstehende Windfänge
und Eingangsüberdachungen sind unzulässig.
Verglasungen sind in den oberen 2/3 der Türen zulässig. Dabei ist die
Verwendung von gewölbten Scheiben (Butzenscheiben) und von farbigen
Gläsern unzulässig.

2. Hauseingänge in Massivbauten, wie z. B. Mauerwerksbauten, haben sich in
Gestaltung und Lage der Gebäudefassade an den benachbarten historischen
Fachwerkbestand und an die Fassade des betreffenden Gebäudes anzugleichen.
Folgende Rohbaumaße dürfen nicht überschritten werden:
- 1,26 m bei einflügeligen und
- 2,01 m bei zweiflügeligen Hauseingängen.

§ 7 Abs. 1.3, Satz 2 - 5, ist zu beachten.



3. Ladentüren sind nur mit Holz- oder einbrennlackierten (nur deckend, nicht
glänzend) Metallrahmen zulässig.

4. Passagen dürfen durch das Gebäudeinnere gebaut werden, soweit auf der
betreffenden Gebäudeseite nicht mehr als eine eigene Eingangstür oder
begehbare Fassadenöffnung vorgesehen ist und Fassade und Straßenbild nicht
nachteilig beeinflußt werden.
Nicht verglaste Flächen innerhalb von Passagen haben den Anforderungen gem.
§ 5 zu entsprechen.
Ladentüren innerhalb von Passagen sind auch in Glas zulässig.

§ 8
Dächer

1. Die von öffentlich gewidmeten Verkehrsflächen aus einzusehenden Dächer sind
als Steildächer auszubilden. Die Dachneigung muß 45 - 60 Grad betragen. Bei
giebelständiger Bauweise ist der Giebel mit gleichen Dachneigungen - zur
Gebäudeachse symmetrisch - auszubilden.
Krüppelwalme sind nur bei Eckgebäuden zulässig.



2. Traufen sind mit Dachüberstand auszubilden.

3. Die Abschlüsse der Giebelortgänge sind bei ihrer Wiederherstellung werkgerecht
auszuführen. Das hölzerne Ortbrett ist entsprechend der Dachdeckung als
Zahnleiste auszubilden. Die Verwendung von Ortgangziegeln ist zulässig.
Ausnahmsweise kann eine Holzabdeckung des Giebelortganges zugelassen
werden, wenn keine Ortgangziegel des verwandten Materials lieferbar sind oder
das alte und historisch überlieferte Ortgangbrett wieder aufgenommen werden
soll.
Die Verwendung von Faserzement- oder Metallabdeckung ist unzulässig.

4.1 Im Bereich eines Gebäudes oder eines Fassadenabschnittes ist nur ein
Zwerchhaus zulässig. Er darf nicht breiter als 1/2 des Gebäudes oder des
Fassadenabschnitts sein. Die Dachneigung des Zwerchhauses muß 40 - 50 Grad
betragen. Im Bereich des Zwerchhauses ist eine durchgezogene Traufbildung
des Hauptdaches unzulässig.

4.2 Als Dachgauben sind nur Schlepp- oder Giebelgauben zulässig mit maximal zwei
Fenstern stehenden Formates.

Sie sind bis zu einer Gesamtbreite i.L. von 1,20 m zulässig und dürfen die Höhe
von 1,20 m nicht überschreiten.



Der Abstand zwischen Dachgauben und der Abstand der Dachgauben von der
Grenze eines Gebäudes oder eines Fassadenabschnittes muß mindestens 1,25
m betragen. 
Vor Dachgauben muß die Dachfläche in einer Mindestbreite von 3 Dachpfannen
durchlaufen. 
Dachneigungen von Schleppgauben unter 30 Grad sind unzulässig.
Giebelgauben müssen eine Dachneigung von 40 - 50 Grad haben.

4.3 Die Wand- und Giebelflächen von Zwerchhäusern sind in der farbigen Gestaltung
den angrenzenden Fassadenflächen anzugleichen.

5. Alle Dachflächen eines Gebäudes dürfen nur einheitlich mit einem Material
gedeckt werden. Soweit aus denkmalpflegerischen Gesichtspunkten nicht ein
anderes Dachdeckungsmaterial notwendig ist, sind nur rote nicht engobierte und
nicht glänzende Ton-Hohlpfannen oder Ton-Doppelfalzziegel in Form und Farbe
der Hohlpfanne zu verwenden.
Bei Baudenkmalen und bei der Instandsetzung von Dächern darf das
vorhandene abweichende historische Deckungsmaterial z. B. Schiefer,
Biberschwänze etc. ausnahmsweise weiter verwendet werden.

6. Dachflächenfenster - mit Ausnahme von notwendigen Ausstiegen - sind nur
zulässig, wenn sie von öffentlich gewidmeten Verkehrsflächen, an denen das
Gebäude steht, von keiner Stelle aus sichtbar sind und die Rahmen sich farblich
der Dachdeckung anpassen (vgl. § 8 Abs. 5).



7. Sonnenkollektoren sind zulässig, wenn sie von öffentlich gewidmeten Flächen
nicht sichtbar sind oder sich farblich der Dachdeckung angleichen (vgl. § 8 Abs.
5).

8. Dacheinschnitte in von öffentlich gewidmeten Verkehrsflächen, an denen das
Gebäude steht, aus einzusehenden Dachflächen sind unzulässig.

9. Aus der Dachfläche ragende Bauteile wie Schornsteine, Entlüftungsrohre usw.
sind im Farbton der Dacheindeckung zu halten.

10. Für jedes Gebäude ist nur eine Antennenanlage - ggf. als Gemeinschaftsantenne
- zulässig. Leitungen dürfen nicht auf der Straßenfassade der Gebäude
angebracht werden.

11. Parabolspiegel und andere Empfangsanlagen sind auf Dach- und an
einsehbaren Fassadenflächen unzulässig.



§ 9
Sonnenschutzanlagen

Markisen dürfen nur über Schaufensterflächen und Eingängen angebracht werden. Sie
müssen eine Textilbespannung oder eine textilähnliche, nicht glänzende Oberfläche
haben.

Eine Beschriftung ist nur zulässig, wenn am Fassadenabschnitt keine weitere Werbung
angebracht ist.

Bei Markisen darf die Ausladung maximal 1,00 m betragen. Zum Fahrbahnrand ist ein
Abstand von mindestens 0,50 m einzuhalten. Verkehrsrechtliche Vorschriften bleiben
unberührt.

Rolläden mit vorstehenden oder vorgesetzten Kästen sowie Kragdächer, Korbmarkisen
und Bogenmarkisen sind unzulässig.

§ 10
Werbeanlagen

1. Werbeanlagen müssen sich gestalterisch dem vorherrschenden
Fassadeneindruck unterordnen. Werbeanlagen mit Firmen- und Branchennamen
sind zulässig.

Werbeanlagen mit Markenzeichen, -symbolen und -namen sind nur zulässig,
wenn diese sich dem Firmen- oder Branchennamen unterordnen.



Oberhalb der Fensterbrüstung des ersten Obergeschosses sind Werbeanlagen
oder Teile davon unzulässig.
Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind unzulässig. §
9 Satz 3 gilt entsprechend.

2. Parallel zur Fassade angeordnete Werbeanlagen (Flachwerbeanlagen) sind nur
unter Berücksichtigung der folgenden Anforderungen zulässig:

2.1 Werbeanlagen sind bei Fachwerkgebäuden nur innerhalb der Gefachfelder 
zulässig.

2.2 Konstruktive Fassadenteile wie Ständer, Riegel etc., dekorative Details wie
Inschriften, Ornamente etc. und gestalterische Fassadenelemente dürfen durch
Werbeanlagen nicht verdeckt werden.

2.3 Die Länge der Werbeanlagen darf in ihrer Gesamtheit gemessen maximal 2/3 der
Fassade oder des Fassadenabschnittes betragen, die Höhe maximal 0,40 m.

2.4 Befinden sich verschiedene Werbeanlagen an einer Gebäudefassade oder einem
Fassadenabschnitt, so ist ein Abstand zwischen den Werbeanlagen von
wenigstens einem Gefach, mindestens jedoch von 1,00 m einzuhalten.

2.5 Der Abstand aller Teile von Flachwerbeanlagen zur Gebäudefassade darf
maximal 0,20 m betragen.

3. Werbeanlagen in Form von transparenten Einzelbuchstaben mit einer max. Höhe
von 0,40 m sind bei Fachwerkgebäuden nur auf den Stirnbrettern vor der
Balkenlage oberhalb des Erdgeschosses oder innerhalb der Gefachfelder
unterhalb der Fensterbrüstungen des Oberschosses zulässig.



4. Bei rechtwinklig zur Fassade angeordneten Werbeanlagen (Ausleger) darf die
Ansichtsfläche des Werbeträgers pro Seite nicht größer als 0,70 qm sein.
Ausleger sind bis zu einer maximalen Auskragung von 1,00 m zulässig, wenn ein
Abstand zur Fahrbahn bzw. Parkbucht von mindestens 0,50 m eingehalten wird.
Je angefangene 5,00 m Gebäudebreite ist ein Ausleger zulässig.
Straßenbauliche und verkehrliche Belange bleiben unberührt.

5. Bei der Werbung auf oder bis 10 cm hinter Schaufensterscheiben, einschließlich
der Eingangstüren, dürfen Plakate, Abklebungen und Beschriftungen 1/5 der
jeweiligen Schaufenster- und Türglasflächen nicht überschreiten.

6. Fahnen und Spannbänder sind nur bei Schlußverkäufen, Schützen- und
Stadtfesten oder ähnlichem zulässig.

§ 11
Garagen und Nebenanlagen

Garagen und untergeordnete Nebenanlagen gem. § 14 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) müssen sich in Material, Maßstab und Gliederung sowie Dimension und
Proportion in den historischen Baubestand einfügen oder von allgemein zugänglichen
Verkehrsflächen aus nicht sichtbar sein.

§ 12
Ausnahmen

Ausnahmen von den §§ 3 - 11 können zugelassen werden, wenn und soweit die
Einhaltung der betreffenden Vorschrift zu einem Verstoß gegen sonstiges öffentliches
Baurecht - insbesondere den Denkmalschutz - führen würde und keine anderen
Gestaltungsmöglichkeiten vorhanden sind.



§ 13
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser
oder Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig eine Baumaßnahme durchführt oder
durchführen läßt, die gegen die §§ 3 - 11 dieser Satzung verstößt.

§ 14
Inkrafttreten

Diese örtliche Bauvorschrift tritt gemäß § 97 NBauO i.V.m. § 12 BauGB mit der
Bekanntmachung in Kraft.

Hinweis:

Die 1. Änderungssatzung wurde nicht beschlossen.


